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1 1990 bis 2009 – 20 Jahre BBSR- 
Umfrage zu Lebenslagen  
in Gesamtdeutschland
Bereits seit Mitte der 1980er Jahre speist eine 
jährliche Bevölkerungsbefragung Informa-
tionen zu Wohn- und Lebenslagen privater 
Haushalte in das raumbezogene Informa-
tionssystem des BBSR ein. Seit dem Herbst 
1990 wird diese Umfrage repräsentativ für 
Siedlungsstrukturtypen und für Privathaus-
halte in Gesamtdeutschland durchgeführt. 
Deshalb können heute Einschätzungen und 
Beurteilungen aus 20 Jahren in den Blick ge-
nommen werden. Sie zeigen einerseits An-
gleichungen der Lebensbedingungen in Ost 
und West und andererseits fortbestehende 
Unterschiede auf.
Der vorliegende Beitrag orientiert sich ins-
besondere an den als Zeitreihe vorliegen-
den Messungen und analysiert sie unter 
Einbeziehung von Personen- oder Haus-
haltsmerkmalen für die ostdeutschen und 
die westdeutschen Landesteile im Vergleich. 
Bei den in Berlin durchgeführten Interviews 
werden dabei Befragte in den ehemals West-
berliner Stadtbezirken zu Westdeutschland 
gerechnet, alle anderen zu Ostdeutschland. 
Betrachtet werden jährlich erhobene Zufrie-
denheiten mit der eigenen Wohnung (Kap. 
2), dem Wohngebiet und der Nachbarschaft 
(Kap. 3), dem Wohnort und dessen Infra-
strukturangeboten (Kap. 4) sowie mit der 
privaten wirtschaftlichen Lage (Kap. 5) und 
die vor allem dadurch geprägte allgemeine 
Lebenszufriedenheit (Kap. 6).
2 Die Wohnung
Wohnen gilt bei uns als Grundbedürfnis und 
die eigene Wohnstatt als eine notwendige 
Lebensgrundlage für gesunde Erwachsene. 
Daher zählen Wohnkosten für bedürftige 
Haushalte in begrenztem Ausmaß zu den 
staatlich geregelten Sozialleistungen. Woh-
nungslosigkeit oder -not gelten als schwer-
wiegendes gesellschaftliches Problem. Die 
Wohnung bildet für Menschen einen zen-
tralen Bezugspunkt. Sie verbringen in ihr 
nicht nur relativ viel Lebenszeit, sondern 
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verwenden auch viel Zeit für die Aneignung 
derselben. In der Folge sind erfragte Wohn-
zufriedenheiten meistens höher als Zufrie-
denheiten in anderen Lebensbereichen.1 
In der jährlichen BBSR-Umfrage wird zum 
Abschluss einer Reihe von Wohnungsfragen 
gefragt: „Alles in allem: Wie zufrieden sind 
Sie mit Ihrer Wohnung?“ Die Antworten 
können auf einer siebenstufigen Rating-
Skala von „sehr unzufrieden“ (= 1) bis „sehr 
zufrieden“ (= 7) reichen. Differenziert nach 
Ost und West sowie nach Siedlungstypen 
liegen die durchschnittlichen Bewertungen 
2009 sehr nah in einem Wertebereich zwi-
schen 5,6 und 6 beieinander (Abb. 1)2. Die 
Befragten sind also mit ihrer Wohnung im 
Durchschnitt zufrieden. 20 Jahre zuvor sah 
das noch ganz anders aus: Damals äußer-
ten sich nur die westdeutschen Befragten 
ähnlich zufrieden wie heute, während die 
Ostdeutschen mit einem Durchschnittswert 
von 4,9 allenfalls „eher zufrieden“ mit ihrer 
damaligen Wohnung waren. Diese anfangs 
deutliche Ost-West-Differenz in der Zufrie-
denheit mit der eigenen Wohnung ist in-
nerhalb der ersten zehn Jahre zunächst ge-
schrumpft und dann verschwunden. Trotz 
der zeitgleich für die Haushalte sehr stark 
ansteigenden Wohnkosten haben die Inves-
titionen in den ostdeutschen Wohnungsbe-
stand dessen Qualität so stark verbessert, 
dass die heute gute Wohnsubstanz in den 
subjektiven Zufriedenheiten ihre Würdi-
gung findet.
Zum Design der BBSR-Umfrage
Die BBSR-Umfrage ist als induktiv erschließende Trenduntersuchung ange-
legt. Die Stichprobenziehung erfolgt als mehrfach geschichtete Zufallsaus-
wahl. Zuletzt wurden im Oktober/November 2009 mit deutsch sprechenden 
volljährigen Personen aus rund 3 500 Haushalten computergestützte persön-
liche Interviews durchgeführt. Der Korpus von jährlich gestellten Fragen wird 
regelmäßig ergänzt um Vertiefungsfragen zu wechselnden Themenschwer-
punkten. Ein Teil der Fragen wird gleichlautend auch in anderen als Survey 
angelegten Befragungen gestellt. Damit erlauben die Ergebnisse den Ver-
gleich zum Sozioökonomischen Panel (SOEP) oder zum Mikrozensus. Regel-
mäßig werden fünf Themenbereiche abgefragt: Wohnung und Wohngebäude; 
Wohnumgebung; Nachbarschaft/Integration/Partizipation; räumliche Mobilität; 
wirtschaftliche Lage/Arbeit/Beruf.
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niedriger als in anderen Siedlungsformen. 
Für den Ost-West-Vergleich ist festzustellen, 
dass noch zu Wendezeiten nur jeder vierte 
ostdeutsche Haushalt in den eigenen vier 
Wänden wohnte. Nicht nur im Zusammen-
hang mit der extrem starken Suburbanisie-
rung in Ostdeutschland in den 1990er Jah-
ren, sondern auch im Zuge der Aufwertung 
der Innenstädte in den letzten zehn Jahren 
hat sich die Eigentumsquote in Ostdeutsch-
land in vergleichsweise kurzer Zeit deutlich 
erhöht.
Wohnungszufriedenheit in Ostdeutschland 
ist durch Rahmenbedingungen für Immobi-
lienbesitz beeinflusst, die sich deutlich von 
westdeutschen unterscheiden. So drücken 
bei den Eigentümer-Zufriedenheiten die Ur-
teile der „Alteigentümer“ den ostdeutschen 
Durchschnittswert, da diese den zu DDR-
Zeiten möglichen Wohnstandard wegen der 
Grenzen setzenden Grundrisse oder aber 
fehlenden Kapitals bzw. nicht ausreichen-
der Kreditfähigkeit nur begrenzt aufwerten 
können. Demgegenüber geht die steigende 
Wohnzufriedenheit bei den ostdeutschen 
Mietern Hand in Hand mit umfangreichen, 
großteils öffentlich geförderten Moderni-
sierungen im Mietwohnungsbestand und 
einem breiten Wohnungsangebot, das fast 
jedem Mieterhaushalt Wahlmöglichkeiten 
bietet. Entsprechend zeigen sich die ost-
deutschen Mieter seit einigen Jahren zufrie-
dener als die westdeutschen. 
Insgesamt zeugt die steigende Wohnungs-
zufriedenheit in den ostdeutschen Ländern 
von einer außergewöhnlichen Qualitäts-
steigerung im dortigen Wohnungsbestand. 
Während sich der Anteil der seit 1991 neu 
errichteten Wohneinheiten in West und Ost 
mit 12 % bis 13 % aller Wohnungen nicht 
unterscheidet, flossen die Sondermittel für 
Wohnungsmodernisierung in Ostdeutsch-
land in die Sanierung der umfangreichen 
Altbaubestände (44 %) und der Neubau-
siedlungen (43 %) sowie in den Abriss nicht 
mehr sanierungs- bzw. marktfähiger Gebäu-
de. Dies bedeutet, dass in den ostdeutschen 
Ländern im Vergleich zu 19905
– nicht mehr 28 %, sondern nur noch 3 % der 
Haushalte den Zustand des Gebäudes, in 
dem ihre Wohnung liegt, als sehr renovie-
rungsbedürftig beurteilen – in Westdeutsch-
land statt 4 % heute 2 %;
– die Wohnfläche je Haushaltsmitglied von 
durchschnittlich 32 auf 46 m2 gestiegen ist – 
Allerdings bietet die durchschnittliche Zu-
friedenheit mit der Wohnung ohne weitere 
Differenzierung nur ein oberflächliches Bild. 
Aus früheren Analysen der BBSR-Umfrage 
oder des SOEP ist bekannt, dass die Woh-
nungszufriedenheit mit dem Wohnstatus 
(Eigentümer oder Mieter), dem Haushalts-
einkommen und der Haushaltsgröße, der 
individuellen Wohnfläche oder auch dem 
Wohngebäudetyp/ -alter oder seiner Aus-
stattung zusammenhängt.3 
Den größten Einfluss hat der Wohnstatus 
(Abb. 2). Bundesweit sind laut Mikrozensus 
heute 42 % der bewohnten Wohnungen in 
Wohngebäuden von Eigentümerhaushalten 
bewohnt.4 Historisch bedingt ist die Eigen-
tumsquote im Osten auch 20 Jahre nach 
der Einheit niedriger als im Westen (34 % 
zu 45 %) und grundsätzlich in Großstädten 
Abbildung 1
Durchschnittliche Zufriedenheit mit der Wohnung nach Stadt- und  
Gemeindetypen, West und Ost – 1990 bis 2009
Abbildung 2
Durchschnittliche Zufriedenheit mit der Wohnung nach Wohnstatus,  
West und Ost – 1990 bis 2009
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Ost-West-Unterschiede noch Unterschiede 
zwischen den Stadt- und Gemeindetypen 
feststellen.
Auch in der Beurteilung der nachbarschaft-
lichen Verhältnisse unterscheiden sich west- 
und ostdeutsche Befragte nicht. Allerdings 
hängt Nachbarschaft als eine „Gemein-
schaft des Ortes“ (Ferdinand Tönnies) von 
der Struktur des Ortes und seiner Bevölke-
rungsdichte ab, was sich auch in der Beur-
teilung zeigt: Je größer die Stadt, desto dis-
tanzierter wird dort das Nachbarverhältnis 
beurteilt, je ländlicher der Wohnort ist, des-
to enger. Bedenkt man die hohe Umzugs-
mobilität der Bevölkerung in Großstädten, 
ist auch verständlich, dass dort seltener nä-
here Bekanntschaften zu Wohnungsnach-
barn geknüpft werden. Mit diesen Stadt-
Land-Unterschieden im Nachbarverhältnis 
geht einher, dass in Großstädten als Nach-
barn i. d. R. nur Personen in unmittelbar an-
grenzenden Wohnungen zählen, während 
damit in Landgemeinden durchaus auch 
Menschen im Umkreis bis zu einem Kilo-
meter gemeint sein können.
Wenn auch die Nachbarn in Ost und West 
allgemein betrachtet nicht unterschiedlich 
beurteilt werden, sind hinsichtlich einer Be-
völkerungsgruppe immer noch unterschied-
liche Einschätzungen zu erwarten. Gemeint 
sind Ausländerinnen und Ausländer bzw. 
solche Menschen, die als nicht deutsch 
wahrgenommen werden. Faktisch sind Aus-
länder in Ostdeutschland sehr viel seltener: 
Laut Mikrozensus variierte 2007 der Anteil 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
in Westdeutschland von 46 auf heute 55 m2 
und
– die Bruttokaltmiete einschließlich der 
kalten Betriebskosten (Müllbeseitigung, 
Be- und Entwässerung, Straßenreinigung 
etc.) von durchschnittlich 0,53 € auf 5,79 €/
m2 gestiegen ist – in Westdeutschland von 
3,82  € auf heute durchschnittlich 6,51 €.
3 Wohnumgebung  
und Nachbarschaft
Ihre eigene Wohnung können die Men-
schen noch in einem vergleichsweise um-
fangreichen Rahmen selbst gestalten. Sie 
haben aber keine entsprechenden Gestal-
tungsmöglichkeiten für ihr Wohngebiet und 
das Zusammenleben mit den Nachbarn in 
ihrem engeren Umkreis. Wenn die räumli-
che Umgebung gar nicht mehr passt, hilft 
nur ein Wegzug. Genauso erfahren man-
che Wohnlagen verstärkten Zuzug, weil sie 
wegen der angenommenen Zusammen-
setzung der Nachbarschaft, der baulichen 
Gestaltung und des Infrastrukturangebots 
als erstrebenswerter Wohnstandort gelten. 
Umzüge sind aber mit nicht unerheblichen 
Kosten verbunden und Menschen bei engen 
Wohnungsmärkten häufig froh, überhaupt 
eine akzeptable Wohnung zu finden. Daher 
wird auf die Qualität des Wohngebiets i. d. R. 
weniger Wert gelegt als auf die der Wohnung 
an sich. Entsprechend ist die Zufriedenheit 
mit dem Wohngebiet meist etwas niedriger 
als die Wohnungszufriedenheit.
Ähnlich wie nach der Wohnungszufrie-
denheit wird jährlich gefragt: „Und wie 
zufrieden sind Sie ganz allgemein mit der 
unmittelbaren Wohnumgebung, in der Sie 
leben?“ Differenziert nach Ost und West 
und nach Siedlungstypen liegen die durch-
schnittlichen Bewertungen 2009 in einem 
Werte bereich zwischen 5,5 und 5,9 und da-
mit nahe beieinander (Abb. 3). Die Befrag-
ten sind also mit ihrer Wohnumgebung im 
Durchschnitt zufrieden. Im Allgemeinen 
waren 1990 im Westen 57 % und im Osten 
lediglich 36 % der Befragten mit ihrer un-
mittelbaren Wohnumgebung zufrieden oder 
sehr zufrieden. Im Verlauf der 1990er Jahre 
bilden sich die massiven baulichen Investi-
tionen in ostdeutschen Gemeinden im Ur-
teil der Bewohnerinnen und Bewohner aber 
deutlich ab. So lassen in der Wohngebiets-
zufriedenheit seit etwa zehn Jahren weder 
Abbildung 3
Durchschnittliche Zufriedenheit mit der Umgebung nach Stadt- und Ge-
meindetypen, West und Ost – 1990 bis 2009
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barschaft gezählt wurden. 2009 dagegen be-
richten in ostdeutschen Kleinstädten und 
Landgemeinden etwa doppelt so viel, in 
ostdeutschen Großstädten etwa dreimal so 
viel Befragte wie vor 20 Jahren über auslän-
dische Nachbarn. Damit entspricht die in 
Interviews berichtete Lage in ostdeutschen 
Großstädten zum einen der durchschnitt-
lichen Wahrnehmung in Westdeutschland, 
zum anderen belegt dies die Normalisie-
rung der städtischen Bevölkerungsstruktur 
in einem vom internationalen Austausch 
abhängigen Land wie Deutschland. In den 
eher ländlich geprägten Gemeinden Ost-
deutschlands, aus denen nach wie vor gro-
ße Teile der angestammten Bevölkerung 
wegwandern, ist hingegen an Zuwanderung 
Ortsfremder oder gar Landesfremder kaum 
zu denken. Sie scheinen vom Prozess der 
Internationalisierung abgekoppelt.
Da das konkrete, persönlich erlebte Verhält-
nis zu ausländischen Nachbarn eine wichti-
ge Facette für das Verständnis von faktischer 
Integration darstellt, sollen die Befragten – 
außer sie hatten angegeben, dass praktisch 
gar keine Ausländer in ihrem Wohngebiet 
leben – für ihre Wohnumgebung einschät-
zen, ob Deutsche und Ausländer sehr gut 
miteinander auskommen, ein normales 
nachbarschaftliches Verhältnis haben oder 
ob es zu Reibereien kommt. Als diese Frage 
1993 zum ersten Mal gestellt wurde, spra-
chen 50 % der Westdeutschen und 33 % der 
Ostdeutschen von einem sehr guten Ver-
hältnis, 2009 lagen diese Anteile bei 42 % 
und 31 %. Diese Abnahme der sehr guten 
Bewertung scheint der gleichzeitig ange-
stiegenen Integrationsbereitschaft (siehe 
unten) zu widersprechen. Allerdings hat 
auch der Anteil der wahrgenommenen Rei-
bereien tendenziell abgenommen (Abb. 5). 
Er liegt im Westen bei durchschnittlich 6 % 
mit hohen Anteilen in den Großstädten und 
im Osten bei 7 % mit sinkender Tendenz. 
Insgesamt hat über die Jahre das „normale 
nachbarschaftliche Verhältnis“ am stärks-
ten zugenommen. 
Eine jährlich gestellte Frage im Themen-
komplex „Deutsche und Ausländer im 
Wohngebiet“ richtet sich auf Modelle des 
Zusammenlebens und lautet: „Ist es Ihrer 
Ansicht nach gut, wenn in einer Nachbar-
schaft Ausländer und Deutsche zusammen-
leben (interpretiert als „Integrationsbereit-
schaft“, Abb. 6a), besser, wenn Ausländer 
und Deutsche getrennt für sich leben (inter-
in den Flächenländern zwischen 4,8 % im 
Durchschnitt der ostdeutschen Bundeslän-
der und 25,3 % in Baden-Württemberg, in 
den Stadtstaaten zwischen 23,8 % in Ber-
lin, 25,6 % in Bremen und 26,3 % in Ham-
burg. Insofern ist das Zusammenleben von 
Deutschen und Ausländern auch zwei Jahr-
zehnte nach der Deutschen Einheit immer 
noch eine in Ost und West unterschiedli-
che Erfahrung. Die Wahrnehmung solcher 
„Personen mit Migrationshintergrund“ im 
Wohngebiet dürfte dabei eher dem äußeren 
Anschein nach erfolgen, also aufgrund von 
Aussehen, Hautfarbe sowie sprachlichen 
Akzenten und weniger nach der tatsächli-
chen Staatsbürgerschaft, die für die Nach-
barn ja nicht erkennbar ist.
Über die Jahre ist in Ost- und Westdeutsch-
land der Anteil derer, die ausländische 
Nachbarn im Wohngebiet wahrnehmen, 
erkennbar gestiegen (Abb. 4). Im Westen 
berichten 2009 durchschnittlich etwa vier 
Fünftel der Befragten über ausländische 
Bewohnerinnen und -bewohner in der 
Nachbarschaft, im Osten kaum die Hälfte.6 
Da Einwanderung nach Deutschland histo-
risch gesehen fast ausschließlich Arbeitsmi-
gration bedeutet hat, leben verständlicher-
weise in Großstädten mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund als in Mittelstädten 
und dort wiederum mehr als in Kleinstäd-
ten und Landgemeinden. Dies spiegelt sich 
auch über all die Jahre in den Interviews 
zur BBSR-Umfrage wider. Allerdings fällt 
für die ostdeutschen Städte und Gemein-
den auf, dass dort kurz nach der Wende 
fast nirgends in nennenswertem Ausmaß 
Ausländerinnen und Ausländer zur Nach-
Abbildung 4
Wahrnehmung von Ausländern in der Nachbarschaft nach Stadt- und  
Gemeindetypen, West und Ost – 1990 bis 2009
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pretiert als „Segregationsneigung“, Abb. 6b), 
oder ist es ihnen egal?“ (interpretiert als 
„Indifferenz“).
Bei dieser sensiblen Frage ist zu berücksich-
tigen, dass sehr häufig sozial erwünschte 
Antworten gegeben werden dürften. Auch 
erlauben die erfragten persönlichen Einstel-
lungen keine Rückschlüsse auf faktisches 
Verhalten und Handeln.
Trotz dieser Einschränkungen ist festzustel-
len, dass die Integrationsbereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger in allen Stadt- und 
Gemeindetypen seit der Deutschen Einheit 
erkennbar gewachsen ist – im Westen noch 
stärker als im Osten. 1990 zeigten sich 39 % 
der westdeutschen Befragten und 22 % der 
ostdeutschen integrationsbereit, 2009 lie-
gen die Anteile bei 66 % im Westen und 
37 % im Osten. In Ostdeutschland ist dabei 
eine starke Differenzierung zwischen der 
Bevölkerung in Großstädten und kleineren 
Städten und Gemeinden festzustellen. Dies 
spricht für die These, dass Integrationsbe-
reitschaft stark von persönlichen Erfahrun-
gen mit Ausländerinnen und Ausländern 
abhängt, z. B. in der Nachbarschaft. Auffäl-
lig ist weiterhin, dass die Zeitreihen in ge-
nau den Jahren vergleichsweise höhere Aus-
prägungen für Integrationsbereitschaft und 
niedrigere für Segregationsneigung aufwei-
sen, in denen auch die wirtschaftliche Si-
tuation positiv beurteilt wird – und umge-
kehrt. Damit rückt der Konkurrenzaspekt in 
den Blick. Ausländer waren zum Arbeiten 
nach Deutschland gekommen und erschei-
nen offensichtlich in Zeiten wirtschaftlicher 
Schwäche – unabhängig von den persönli-
chen Erfahrungen mit ihnen – als unliebsa-
me Wettbewerber um knapper gewordene 
Ressourcen.
Allerdings scheint es zwischen Ost und West 
nach wie vor noch Unterschiede in der Ein-
schätzung zu geben, ab wann von einem 
hohen Ausländeranteil in der Nachbarschaft 
zu sprechen ist. So verweisen die aus ost-
deutschen Mittel- und Kleinstädten – trotz 
ihres geringen Anteils ausländischer Be-
wohner – öfter berichteten Reibereien und 
die dort vorzufindende höhere Segregati-
onsneigung auch auf eine latente bis offene 
Fremdenfeindlichkeit. In einer schwierigen 
wirtschaftlichen Lage und bei gefühlter ge-
sellschaftlicher Abseitsstellung steigt allzu 
leicht die Neigung, im Fremden den Sün-
denbock zu sehen (i. d. R. eine unbeliebte, 
leicht identifizierbare und machtlose Be-
Abbildung 5
Wahrnehmung von Reibereien zwischen Deutschen und Ausländern nach 
Stadt und Gemeindetypen, West und Ost – 1993 bis 2009*
Abbildung 6
Erwünschte Modelle des Zusammenlebens mit Ausländern – 1990 bis 2009*
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zwischen 56 % und 66 %. In Ostdeutschland 
liegt der Durchschnitt der Zufriedenen über 
alle Jahre mit 42 % niedriger und schwankt 
mit großen Bewegungen zwischen 25 % und 
56 %. Wie bei den Zufriedenheiten mit der 
eigenen Wohnung und dem direkten Wohn-
umfeld findet während der 1990er Jahre 
eine deutliche Angleichung der Wohnort-
zufriedenheiten in den alten und neuen 
Ländern statt. Allerdings lässt diese Zu-
friedenheit in Ostdeutschland nach 1999 
wieder merklich nach und gleicht sich erst 
in den letzten drei Jahren wieder dem west-
deutschen Durchschnitt an (Abb. 7). Dieser 
Verlauf erinnert an gesamtgesellschaftliche 
Einschätzungen der wirtschaftlichen Lage, 
auf die unter Fokussierung der persönli-
chen Betroffenheit auch in der BBSR-Um-
frage eingegangen wird (Abb. 10).
Auf jeden Fall wird deutlich, dass die Be-
fragten bei der Frage nach ihrer Wohn-
ortzufriedenheit nicht nur auf bauliche 
Gegebenheiten und die jeweilige Infrastruk-
turausstattung reagieren, sondern auch 
auf die Möglichkeiten vor Ort, ihre eigene 
Lebensplanung zu verwirklichen. Insofern 
dürften fehlende Ausbildungs- und Arbeits-
plätze am Ort dieses Urteil beeinflussen. 
Diese Vermutung wird durch eine altersdif-
ferenzierte Betrachtung der Zufriedenheiten 
unterstützt (Abb. 8). Für die in Westdeutsch-
land Befragten steigt die Zufriedenheit mit 
dem Alter von einem durchschnittlichen 
Wert von 5,5 der unter 30-Jährigen bis auf 
einen durchschnittlichen Wert von 5,8 der 
über 70-Jährigen. Zwar bewegen sich diese 
Urteile alle um den Skalenwert „zufrieden“, 
die ansteigenden Mittelwertsunterschie-
de sind dennoch statistisch gesichert. In 
Ostdeutschland sind die unter 30-Jährigen 
wie die 50- bis unter 60-Jährigen mit einem 
durchschnittlichen Urteil von 5,2 mit ihrem 
Wohnort wesentlich weniger zufrieden als 
ihre Altersgenossen im Westen; der Wert 
entspricht einem „eher zufrieden“. Erst die 
nicht mehr erwerbstätigen bzw. -fähigen Al-
tersgruppen über 60 Jahre zeigen sich hier 
mit einem Durchschnittswert von 5,7 mit 
ihrem Wohnort „zufrieden“. Offensichtlich 
klopfen die unter 30-Jährigen während ihrer 
beruflichen Ausbildungs- und Einstiegspha-
se ihren Wohnort nach Zukunftspotenzialen 
für ihr Leben ab, und ebenso offensichtlich 
bieten ostdeutsche Wohnorte dafür ein un-
sichereres Umfeld. 
völkerungsgruppe). Auf diese Weise werden 
in unserer spätmodernen Gesellschaft die 
individuell und direkt nicht lösbaren so-
zialen Konflikte auf eine abstraktere, aber 
ausfechtbare Konfliktebene verschoben. 
Sozialpsychologisch gesehen kann eine sol-
che Projektion für die lokale Bevölkerungs-
mehrheit eine identitätsstiftende Funktion 
bekommen.7
4 Der Wohnort
Wohnorte sind mehr als nur die Summe 
der Wohngebäude von Menschen. Wie die 
Menschen gehören zu ihnen sämtliche In-
frastrukturen, die menschliches Leben und 
Zusammenleben ermöglichen, es struktu-
rieren und technisch, sozial und kulturell 
unterstützen. Menschen, technische und 
soziale Infrastrukturen, Arbeits- und Han-
delsorte, Gebäude und Freiflächen formen 
Siedlungen zu einem lebendigen Ort. In die 
Zufriedenheit mit dem Wohnort spielen auf 
jeden Fall viel mehr Aspekte hin ein, als es 
für die bislang betrachteten Zufriedenheits-
messungen der Fall ist. In der BBSR-Um-
frage wird relativ zu Beginn des Interviews 
gefragt: „Einmal ganz allgemein gefragt. 
Wie zufrieden sind Sie mit dieser Stadt oder 
Gemeinde?“, und wiederum sind Antwor-
ten auf einer siebenstufigen Skala von „sehr 
unzufrieden“ (= 1) bis „sehr zufrieden“ (= 7) 
möglich.
Im Durchschnitt der Jahre 1990 bis 2009 
liegt der Anteil der mit dem Wohnort Zu-
friedenen in Westdeutschland bei 60 %, mit 
einer relativ geringen Schwankungsbreite 
Abbildung 7
Durchschnittliche Zufriedenheit mit dem Wohnort nach Stadt- und  
Gemeindetypen, West und Ost – 1990 bis 2009
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von der eigenen Wohnung aus – 2007 deut-
lich besser beurteilt als 1997. Dies dürfte sich 
im Großen und Ganzen nicht nur auf eine 
nachhaltig positivere Beurteilung der Wohn-
umgebung, sondern auch des Wohnorts aus-
gewirkt haben.
Ein weiterer Aspekt im Zusammenhang mit 
der Wohn- und Lebensqualität des Wohn-
orts ist die Umweltqualität. Dabei können 
die Bürgerinnen und Bürger von allen Fa-
cetten nachhaltiger Siedlungsentwicklung 
am leichtesten beurteilen, wie es vor Ort 
um Lärm oder Luftqualität steht. Zum jähr-
lichen Standardprogramm der BBSR-Um-
frage gehört daher auch die Frage: „Und wie 
zufrieden sind Sie mit den Umweltbedin-
gungen, z. B. Lärm oder Luftqualität in ihrer 
unmittelbaren Wohnumgebung?“
Interpretationsbedürftiger ist das negative 
Urteil der 50- bis unter 60-Jährigen in Ost-
deutschland. Es scheint, dass sie sich als 
ostdeutsche Verlierergeneration fühlen: Zu 
Wendezeiten waren sie zwischen 30 und 
40 Jahre alt, hatten ihr gesamtes vorheriges 
Leben in der DDR verbracht, es i. d. R. mit 
Beruf und Familie eingerichtet, sind wegen 
familiärer Bindungen, Unsicherheit hin-
sichtlich der Alternativen oder gesellschaft-
lichem Verantwortungsgefühl nicht gen 
Westen abgewandert, als die Sicherheiten 
vor Ort wegbrachen, und haben an ihrem 
Ort eventuell nur eine schlechtere Alterna-
tive leben können. Der Wohnort wird zu-
mindest indirekt für die erlebten schlech-
teren Chancen verantwortlich gemacht. 
Tendenziell trifft dies auch noch auf die Al-
tersgruppe der heute 40- bis 50-Jährigen in 
Ostdeutschland zu, da Familiengründung 
und Berufseinstieg in der DDR deutlich frü-
her stattfanden als in der früheren BRD. Zu 
dieser jüngeren ostdeutschen Alterskohorte 
zählen auch viele, die infolge der Unwäg-
barkeiten der Wendezeit während einiger 
Jahre kaum noch Kinder in die Welt gesetzt 
haben.
Die am Ort zu verwirklichenden Lebens-
chancen haben nur punktuell etwas mit 
dem vorhandenen Infrastrukturangebot zu 
tun – z. B. braucht es Kindertagesstätten, um 
Beruf und Familie mit noch jüngeren Kin-
dern verbinden zu können. Für die Wohn-
gebiets- wie für die Wohnortzufriedenheiten 
sind Infrastrukturangebote gleichwohl be-
deutsam. Nach der Infrastrukturausstattung 
im Wohngebiet wurde nach 1997 und 2003 
zuletzt 2007 gefragt. Für die meisten der 14 
abgefragten Einrichtungen gibt es im West-
Ost-Vergleich keine bemerkenswert unter-
schiedlichen Antworten mehr auf die Fra-
ge: „Gibt es in ihrem Wohngebiet folgende 
Einrichtungen, die Sie innerhalb von etwa 
zehn Minuten zu Fuß erreichen können?“ 
Eine Ausnahme bilden Kinderspielplätze, 
Kindertagesstätten bzw. Kindergärten und 
Grundschulen – diese scheinen in den ost-
deutschen Ländern deutlich seltener fuß-
läufig erreichbar zu sein als im Schnitt der 
westdeutschen Länder, ohne dass sich de-
ren Beurteilung über die Zeit verändert hat. 
Während der Zehnjahresspanne von 1997 
bis 2007 werden in Ostdeutschland die Er-
reichbarkeiten von Kultureinrichtungen bzw. 
Veranstaltungen, Schwimmbad oder Sport-
anlagen, Senioren- und Jugendeinrichtun-
gen sowie Parks bzw. Grünanlagen – jeweils 
Abbildung 8
Zufriedenheit mit dem Wohnort nach Alters-
klassen, West und Ost – 2009
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Abbildung 9
Durchschnittliche Zufriedenheit mit den Umweltbedingungen nach  
Stadt- und Gemeindetypen, West und Ost – 1990 bis 2009
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5 Die wirtschaftliche Lage  
der Privathaushalte
Gesamtwirtschaftliche Probleme sind 
selbstverständlich nicht nur indirekt über 
Zufriedenheitsäußerungen abzufragen. Im 
Rahmen der BBSR-Umfrage werden sie 
jährlich erhoben in Form der Einschätzun-
gen der privaten wirtschaftlichen Lage und 
bei Erwerbstätigen mit der Frage nach der 
Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes. Zeit-
reihen mit wirtschaftsbezogenen Einschät-
zungen weisen i. d. R. zwischen 1998 und 
2001 sehr positive Werte auf und spiegeln 
damit eine auch in der Bevölkerungsmehr-
heit verbreitete Hochstimmung hinsichtlich 
der Potenziale der New Economy wider. An 
den Börsen platzte die sog. Dotcom-Blase 
aber schon im März 2000 und führte in der 
Folge für viele Kleinanleger zu Vermögens-
verlusten. Diese Verluste bzw. realistischere 
Einschätzungen der eigenen ökonomischen 
Möglichkeiten werden dann seit 2002 bei 
der Beurteilung der eigenen wirtschaftli-
chen Lage in Ost- wie in Westdeutschland 
deutlich.
Ein Vergleich der Befragungsergebnisse aus 
West- und Ostdeutschland zeigt seit 1990 
zwei deutlich zu unterscheidende Entwick-
lungsabschnitte: Bis 1995 haben sich die 
Beurteilungen der persönlichen wirtschaft-
lichen Lage aufeinander zu bewegt, danach 
nahezu angeglichen (Abb. 10). Allerdings 
stufen im Osten trotz eines verbreitet nied-
rigeren Preisgefüges nach wie vor mehr Pri-
vathaushalte ihre wirtschaftliche Lage als 
schlecht bis sehr schlecht ein. Darin dürfte 
sich die nach wie vor erhebliche Ost-West-
Disparität bei den Einkommen und Ver-
mögen abbilden. Z. B. betrug laut Statisti-
schem Bundesamt der durchschnittliche 
Bruttomonatsverdienst vollzeitbeschäftig-
ter Arbeitnehmer 2009 in Ostdeutschland 
mit 2 486 € nur 76,5 % des Verdienstes ihrer 
Kolleginnen und Kollegen im Westen (pro-
duzierendes Gewerbe und Dienstleistungs-
bereich ohne Sonderzahlungen). Die hohe 
Qualifikation und Erwerbsbeteiligung ost-
deutscher Frauen lässt diese zwar immer 
noch weniger als ostdeutsche Männer, aber 
immerhin 83 % der westdeutschen Frauen 
verdienen, während ostdeutsche Männer 
im Durchschnitt nur 73 % der durchschnitt-
lichen Vergütung westdeutscher Männer er-
reichen.
Erfreulicherweise hat sich diesbezüglich 
in den vergangenen Jahren in Ost- wie in 
Westdeutschland einiges getan. Im Westen 
stieg die Umweltzufriedenheit von einer 
durchschnittlichen Bewertung von 4,9 auf 
5,6 Skalenpunkte und im Osten von 3,4 auf 
5,4 (Abb. 9). Dieses mittlerweile gleichblei-
bende Niveau wurde im Westen ab 1996 
erreicht, im Osten ab 1999. War nach der 
Wende ein Drittel der in Ostdeutschland Be-
fragten mit den Umweltbedingungen in der 
näheren Wohnumgebung eindeutig unzu-
frieden, so ist es heute nur noch ein Fünftel, 
ähnlich wie in Westdeutschland.
Zusammenfassend zeigt sich bei der Ent-
wicklung der Wohnortzufriedenheit, dass 
die befragten Bürgerinnen und Bürgern 
Investitionen in die Infrastruktur, vor allem 
Umweltschutzmaßnahmen in ihren Zufrie-
denheitsurteilen erkennbar honorieren. In-
sofern haben die Anstrengungen zur Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
den ostdeutschen Ländern gefruchtet. We-
niger erfolgreich scheinen die politischen 
Anreize für unternehmerisches Engagement 
und entsprechende Investitionen gewesen 
zu sein. Die kritische Beurteilung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen beein-
flusst so tendenziell auch die Wohnortzu-
friedenheit negativ. 
Abbildung 10
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage nach Stadt- und Gemeindetypen, 
West und Ost – 1990 bis 2009
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Zugleich stieg der Anteil der Teilzeitbeschäf-
tigten an allen sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten von 11 % im Jahr 1993 auf 
18 % im Jahr 2008.10 Zu ähnlichen Befunden 
kommt eine Studie des Instituts zur Zukunft 
der Arbeit (IZA), die die Struktur der er-
werbsfähigen Bevölkerung in Deutschland 
– allerdings ohne West-Ost-Differenzierung 
– anhand des Sozio-ökonomischen Panels 
(SOEP) untersucht. Die Autoren zeigen auf, 
dass vor allem in den Jahren des wirtschaft-
lichen Aufschwungs zwischen 2006 und 
2008 deutlich mehr Arbeitsverhältnisse als 
in früheren Aufschwungphasen entstanden 
sind – allerdings mit wachsendem Anteil 
atypischer Beschäftigungsverhältnisse und 
gering entlohnter Tätigkeiten. Als eines 
der strukturellen Probleme formulieren sie 
denn auch „die Spaltung des Arbeitsmark-
tes in Normalarbeitsverhältnisse auf der 
einen Seite und flexible Arbeitsformen mit 
teilweise geringen Aufstiegschancen auf der 
anderen Seite“.11
Bemerkenswert ist auch die Entwicklung 
der zeitlich befristeten Arbeitsverträge. Laut 
IZA-Analyse des SOEP ist zwischen 1992 
und 2007 nicht nur der Anteil der auf Dau-
er angelegten Teilzeitarbeit von 7 % auf 11 % 
und der Anteil geringfügig Beschäftigter gar 
von 1 % auf 4 % an allen Erwerbsfähigen 
angestiegen. Auch der Anteil derer, die be-
fristet oder in Leiharbeitsverhältnissen tätig 
sind, wuchs von 5 % auf 7 %. Angehörige 
dieser beiden Gruppen dürften zu denen 
zählen, die bei der BBSR-Umfrage zur Ar-
beitsplatzsicherheit mit „Habe zeitlich be-
fristeten Arbeitsvertrag“ geantwortet haben. 
1990 waren dies in Westdeutschland weit 
weniger als 1 % und in Ostdeutschland 1,9 % 
Neben der Arbeitslosigkeit ist die Furcht vor 
Arbeitsplatzverlust eine Sorge, die sich ganz 
real auf die Lebensqualität und Verhaltens-
optionen auswirkt. Deshalb stellt die BBSR-
Umfrage den Erwerbstätigen die Frage: 
„Wie schätzen Sie die Sicherheit ihres eige-
nen Arbeitsplatzes ein?“ Geantwortet wer-
den kann mit „sehr sicher“, „eher sicher“, 
„eher unsicher“, „sehr unsicher“ oder „Habe 
einen zeitlich befristeten Arbeitsvertrag.“
Von allen, die sich auf Nachfrage als erwerbs-
tätig bezeichneten, betrug 1990 unmittelbar 
nach der deutschen Einheit der Anteil de-
rer, die mit „sehr sicher“ oder „eher sicher“ 
antworteten, im Westen 93 % und im Osten 
nur 43 % (Abb. 11). Für die Ostdeutschen 
stellten Arbeitslosigkeit und erzwungene 
Arbeitsplatz- oder gar Berufswechsel nach 
der Wendezeit eine „bis dahin völlig unbe-
kannte Form existentieller Gefährdung“8 
dar. Ähnlich wie bei der Beurteilung der 
persönlichen wirtschaftlichen Lage nähern 
sich die Einschätzungen des eigenen Ar-
beitsplatzes als (eher) sicher in West und 
Ost über die Jahre an und erreichen 2009 
im Westen Anteile von 76 % und im Osten 
von 64 %. Diese Angleichung verdankt sich 
aber nicht nur Konsolidierungsprozessen 
im Osten, sondern auch in großem Maße 
Ost-West-Wanderungen der erwerbsfähi-
gen Bevölkerung sowie der wachsenden 
Flexibilisierung der Arbeitswelt im Westen. 
Letzteres zeigt sich u. a. daran, dass im Wes-
ten hauptsächlich der Anteil der mit „sehr 
sicher“ Antwortenden stark zurückging 
von 43 auf 29 %. Die erwerbstätigen Befrag-
ten schätzen ihren Arbeitsplatz tendenziell 
umso sicherer ein, je höher ihre Qualifika-
tion bzw. ihr Schulabschluss ist. Vor allem 
in den ostdeutschen Ländern bieten sich 
Menschen mit niedrigem Ausbildungsstand 
nach der starken Deindustrialisierung nicht 
nur wenige, sondern größtenteils auch nur 
unsichere Arbeitsmöglichkeiten.
Insgesamt darf nicht außer Acht gelassen 
werden, dass im Betrachtungszeitraum trotz 
Zunahme der Erwerbsbeteiligung die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten stetig zurückging. Laut Statistischem 
Bundesamt waren 1991 38,7 Mio. (48 %) der 
knapp 80 Mio. Einwohner Deutschlands er-
werbstätig, 2009 gut 40,1  Mio. von 81,9 Mio., 
also 49 %. Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten ging hingegen von 
1992 bis 2008 von 29,3 Mio. (77 % aller Er-
werbstätigen) auf 27,8 Mio. (68 %) zurück.9 
Abbildung 11
Einschätzung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes nach West und Ost 
– 1990 bis 2009
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6 Auswirkungen auf die persönliche 
Lebenszufriedenheit
Auf die Frage „Alles in allem, wie zufrieden 
sind Sie heute mit Ihrem Leben?“ geben 
die Befragten in Westdeutschland seit 2003 
und in Ostdeutschland seit 2005 im Trend 
von Jahr zu Jahr etwas positivere Urteile ab. 
Auch die jüngste, im Sommer 2008 einset-
zende Finanz- und Wirtschaftskrise konnte 
diese positive Grundstimmung nur kurz-
fristig geringfügig dämpfen. Unterschiedli-
che Beurteilungen der Befragten sind nicht 
zwischen den verschiedenen Stadt- und 
Gemeindetypen festzustellen, sehr wohl 
aber zwischen Ost- und Westdeutschland 
(Abb. 12).
Auch im zwanzigsten Jahr der deutschen 
Einheit sind die Menschen in Ostdeutsch-
land mit ihrem Leben deutlich weniger zu-
frieden (Durchschnitt 5,3 auf Skala von 1 
bis 7) als die Menschen in Westdeutschland 
(Durchschnitt 5,6). Aus internationalen 
Studien der Zufriedenheitsforschung – u. a. 
vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung im Rahmen des SOEP14 – ist be-
kannt, dass persönliche Schicksalsschläge 
wie Krankheit oder Verwitwung, besonders 
aber Arbeitslosigkeit die Lebenszufrieden-
heit unmittelbar beeinflussen. Hierbei wirkt 
sich Arbeitslosigkeit nicht nur akut aus, 
vielmehr kehrt eine positivere Einstellung 
zum eigenen Leben auch nach Einstieg in 
ein neues Arbeitsverhältnis nur langsam 
wieder zurück. Insofern spiegelt die nied-
der befragten Erwerbstätigen; 2009 waren 
es im Westen 1,7 % und im Osten 5,5. Im 
Laufe der betrachteten 20 Jahre schwankt 
der Anteil der nur mit befristetem Arbeits-
vertrag Erwerbstätigen im Westen zwischen 
0,6 und 3,2 %, im Osten zwischen 1,9 und 
6,8 % der Befragten.12
Insgesamt ist festzustellen, dass sich die 
Phasen konjunktureller Erholung zwischen 
1998 und 2001 sowie zwischen 2006 und 
2008 offensichtlich auch im subjektiven Si-
cherheitsgefühl hinsichtlich des eigenen 
Arbeitsplatzes abbilden. Dies trifft vor allem 
auf die Euphoriephase des neuen Marktes 
Ende der 1990er Jahre zu. Die im Sommer 
2008 einsetzende Finanz- und Wirtschafts-
krise zeichnet sich insgesamt kaum mit 
schlechterer Einschätzung hinsichtlich der 
Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes ab – 
die vorausgehende Erholungsphase zeigte 
allerdings auch nur bei den westdeutschen 
Befragten leicht positivere Reaktionen. Of-
fensichtlich haben sich die Erwerbstätigen 
auf eher wechselhafte Zeiten13 eingestellt – 
im Osten aus Erfahrung heraus im größeren 
Umfang als im Westen. Bedenklich stimmt, 
dass in Ostdeutschland etwa dreimal so 
viele Befragte angeben, ihren Lebensunter-
halt in befristeten Beschäftigungsverhält-
nissen zu verdienen. Auch nach 20 Jahren 
Transformationsprozess zeigen ostdeutsche 
Befragte eine höhere Erwerbsorientierung 
bei gleichzeitig schlechteren Arbeitsmarkt-
chancen als im Westen der Republik.
Abbildung 12
Zufriedenheit mit dem Leben nach Stadt- und Gemeindetypen, West und Ost – 1993 bis 2009
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rigere allgemeine Lebenszufriedenheit in 
Ostdeutschland die tiefe Verunsicherung 
der dortigen Bevölkerung durch vergleichs-
weise hohe und in vielen Fällen auch wie-
derkehrende Arbeitslosigkeit.
Differenzierungen der allgemeinen Lebens-
zufriedenheit hängen jedoch nicht nur von 
der Region und dem dortigen Arbeitsplatz-
angebot ab, sondern im Zusammenhang 
damit auch von Alter, Haushaltstyp oder 
Erwerbsstatus. Es sind erwartbar vor allem 
die Befragten im erwerbsfähigen Alter, die 
besonders sensibel auf sich abzeichnende 
wirtschaftliche Schwierigkeiten reagieren, 
darunter 2009 in West wie Ost die 40- bis 
unter 50-Jährigen und im Osten insbeson-
dere die 50- bis unter 60-Jährigen (Abb. 13). 
Die Begründung dürfte ähnlich aussehen 
wie bei der Wohnortzufriedenheit, wobei 
unter Berücksichtigung des starken Einflus-
ses von Arbeitslosigkeit auf die allgemeine 
Lebenszufriedenheit die Unsicherheiten 
des Arbeitsmarkts hier noch stärker zu Bu-
che schlagen dürften. Die Unterschiede 
nach Erwerbsstatus folgen ebenfalls direkt 
aus den zuvor berichteten Analyseergebnis-
sen: Von den zum Befragungszeitpunkt Er-
werbslosen nennen sich nur 40 % zufrieden, 
während es bei den Ruheständlern 80 % 
sind. 
Dass die Allgemeine Lebenszufriedenheit 
auch von der relativen Einkommensposi-
tion innerhalb der Bevölkerung abhängt, 
spiegelt sich in der BBSR-Umfrage u. a. in 
unterschiedlichen Urteilen von Mietern 
und Eigentümern: Während Mieterinnen 
und Mieter nur zu 54 % mit ihrem Leben 
zufrieden sind, äußern dies 74 % der Woh-
nungseigentümerinnen und -eigentümer. 
Da die Wohneigentumsquote nach wie vor 
in Westdeutschland wesentlich höher ist als 
in Ostdeutschland, geht dieser Befund ein-
her mit einem höherem Sicherheitsempfin-
den und einer entsprechend höheren Le-
benszufriedenheit im Westen.
Abbildung 13
Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt nach 
Altersklassen, West und Ost – 2009
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7 Schlussbemerkung
In der Zusammenschau ist festzustellen, 
dass vor allem die 1990er Jahre durch einen 
starken Angleichungsprozess der Lebens-
bedingungen gekennzeichnet sind. Insbe-
sondere die umfangreichen Verbesserun-
gen der baulichen und infrastrukturellen 
Ausstattung in Ostdeutschland haben sich 
günstig in den diesbezüglichen subjektiven 
Urteilen niedergeschlagen. Dagegen beste-
hen die Differenzen zwischen Ost und West 
in all den Bereichen fort, die direkt oder 
indirekt mit der regionalen Wirtschaftslage 
zusammenhängen. Dies betrifft die Wohn-
ortzufriedenheit; auf sie wirken sich u. a. 
fehlende Angebote zur zufriedenstellenden 
Gestaltung und Entwicklung des eigenen 
Lebens bei eingeschränkter Mobilität aus. 
Und es betrifft die allgemeine Lebenszufrie-
denheit; sie wird nachhaltig durch (häufige) 
Arbeitslosigkeit geprägt. Soll die erhebliche 
(inzwischen abgeschwächte) innerdeutsche 
Wanderung von Ost nach (Süd-) West oder 
innerhalb Ostdeutschlands aus ländlich ge-
prägten Regionen in die Großstädte nicht 
fortdauern, muss über die ökonomische 
Entwicklung Ostdeutschlands offensichtlich 
noch anders nachgedacht werden als bis-
lang – mit dem Ziel, wirklich zukunftsfähige 
Strukturen zu entwickeln und zu etablieren.
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